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Anfrage zum Plenum des Abgeordneten Reinhold Strobl (SPD): 

Ich frage die Staatsregierung, wie gedenkt sie der Bestandserhaltung im Bereich der Staatsstraßen und Brücken einen entsprechenden Stellenwert im kommenden Haushalt einzuräumen, nachdem der Bayerische Oberste Rechnungshof in seinem Jahresbericht 2010 unter TNr. 17 festgestellt hat, dass mittlerweile 63 Prozent der Staatsstraßen in Bayern die Warn- bzw. Schwellenwerte für den Gesamtwert überschreiten und damit in einem so schlechten Zustand sind, dass Beobachtung bzw. unverzügliches Handeln notwendig sind? 
Antwort des Staatsministeriums des Inneren: 
Die Staatsstraßen weisen in der Tat nicht überall einen Zustand auf, wie er der Netzbedeutung nach sein sollte. Deshalb wurden die Ausgaben für die Bestandserhaltung in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestei-gert. Im Durchschnitt wurden in den Jahren 2006 bis 2009 für die Bestandserhaltung 90 Mio. Euro pro Jahr ausgegeben. Für 2010 werden ebenfalls Ausgaben in dieser Größenordnung erwartet. 

Das übergeordnete Ziel der Staatsregierung, auch in finanzpolitisch schwierigeren Zeiten dem Landtag einen Haushalt ohne Neuverschuldung vorzulegen, führt jedoch auch zu Einschnitten bei den Investitionen im Staatsstraßenbau. Entsprechend der Bedeutung der Bestandserhaltung wollen wir in den kommenden Jahren den überwiegenden Teil der verfügbaren Mittel für die Bestandserhaltung einsetzen. 

Die Mittel für die Bestandserhaltung werden vor dem Hintergrund der regional unterschiedlichen Randbedin-gungen auf die Regierungsbezirke nach einem Schlüssel verteilt, der neben der Streckenlänge und der aktuel-len Verkehrsbelastung vor allem den Erhaltungszustand sowie die Fläche und den Zustand der Brücken be-rücksichtigt. Damit wird ein möglichst bedarfsgerechter Einsatz der Mittel gewährleistet.
